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Die Erbrechtsreform 2015
Einleitung
Mittlerweile wurde das Erbrechts-Änderungsgesetz 2015 (ErbRÄG 2015) im Nationalrat beschlossen (Bundesgesetzblatt I Nr. 87/2015). Mit diesem Gesetz wurde das Erbrecht des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches (ABGB) umfassend novelliert. Diese Reform war überfällig, sind doch die erbrechtlichen Bestimmungen des ABGB zum großen Teil mehr als 200 Jahre (!) alt; sie stammen nämlich großteils bereits aus der Urfassung des Gesetzes aus dem Jahre 1811.

Die Neufassung des Erbrechts gilt grundsätzlich ab 1.1.2017, also für alle Sterbefälle, die sich nach dem 31.12.2016 ereignen. Parallel zur Änderung zahlreicher erbrechtlicher Bestimmungen hat der Gesetzgeber auch flankierende Regelungen zur Europäischen Erbrechtsverordnung erlassen; sie gilt bereits ab 17.8.2015.
I. Überblick

Die erbrechtlichen Bestimmungen wurden zwar in den vergangenen Jahrzehnten punktuell immer wieder geändert. Nunmehr wurde jedoch das Erbrecht im Hinblick auf das Alter des Großteils seiner Bestimmungen einer grundlegenden Revision unterzogen. Über die Ziele der Erbrechtsreform geben insbesondere auch die Gesetzesmaterialien Auskunft. Dabei handelt es sich um erläuternde Bemerkungen des Gesetzgebers, die flankierend zum Gesetzestext veröffentlicht werden. Sie sind für das Verständnis und die Auslegung des Gesetzestextes aufschlussreich. Mit der Erbrechtsreform werden demnach folgende Ziele verfolgt:
-
Änderungen im gesetzlichen Erbrecht: Die Stellung des Ehegatten bzw. des eingetragenen Partners gegenüber den Seitenverwandten des Verstorbenen wurde verbessert. Der eingetragene Partner ist einer der beiden Partner einer in das Partnerschaftsregister eingetragenen gleichgeschlechtlichen Partnerschaft; er ist erbrechtlich einem Ehegatten gleichgestellt. In Ausnahmefällen kommt auch der Lebensgefährte des Verstorbenen als Gesetzeserbe zum Zug. Auch die Anrechnungsbestimmungen bei der gesetzlichen Erbfolge – das ist die Regelung der Auswirkungen lebzeitiger Zuwendungen auf das gesetzliche Erbrecht – wurden neu geregelt.

-
Das Pflichtteilsrecht wurde in wesentlichen Punkten geändert: Der Kreis der pflichtteilsberechtigten Personen wurde neu definiert. Die Erfüllung des Pflichtteilsanspruches kann auf eine bestimmte Zeit gestundet werden. Die Gründe, die zur gänzlichen Entziehung bzw. zur Minderung des Pflichtteils auf die Hälfte berechtigen, wurden erweitert. Schließlich werden die Anrechnungsbestimmungen im Zusammenhang mit dem Pflichtteilsrecht neu geregelt; dabei geht es um die gesetzlichen Anordnungen, die die Auswirkungen lebzeitiger Schenkungen auf das Pflichtteilsrecht des Beschenkten und auch auf das Pflichtteilsrecht der übrigen Pflichtteilsberechtigten regeln.
-
Die Formvorschriften bezüglich der Testamente wurden neu geregelt. Ein besonderes Ziel war es, die Testamente fälschungssicherer zu machen; Anlass hiefür war nicht zuletzt der Vorarlberger Testamentsskandal.

-
Es wurde erstmals ein Anspruch auf Abgeltung der Pflege des Verstorbenen durch Angehörige eingeführt.

-
Im Hinblick auf die EU-Erbrechtsverordnung war in verschiedenen Bereichen des Erb- und auch des Verfahrensrechts ein Anpassungsbedarf gegeben.
-
Schließlich wurden die erbrechtlichen Bestimmungen einer sprachlichen Modernisierung unterzogen.

Die durch die Erbrechtsreform herbeigeführten Änderungen, die teilweise gravierend sind, werden in Kurzfassung im Rahmen einer mehrteiligen Serie in den VN in möglichst verständlicher Form, mit Beispielen untermauert, erläutert. Die gegenständliche erweiterte Darstellung steht als Download zur Verfügung. Diese Ausführungen erheben keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Die neuen Bestimmungen werden durch die Gerichte ausgelegt werden. Eine Gewähr für die Richtigkeit der hier vertretenen Ansichten kann nicht übernommen werden.
II. Gesetzliches Erbrecht

1.
Besserstellung des Ehegatten / eingetragenen Partners
Die gesetzliche Erbfolge tritt ein, wenn der Verstorbene kein Testament hinterlassen hat. Der Ehegatte (eingetragene Partner) des Verstorbenen ist – wie bisher – neben Nachkommen des Verstorbenen zu 1/3 und (wenn keine Nachkommen vorhanden sind) neben Eltern des Verstorbenen zu 2/3 gesetzlicher Erbe. Ist ein Elternteil vorverstorben, erhält der Ehegatte (eingetragene Partner) auch seinen gesetzlichen Erbteil. In allen anderen Fällen ist er alleiniger gesetzlicher Erbe; er schließt also die Seitenverwandten des Verstorbenen (Geschwister, Neffen und Nichten) gänzlich aus.

Beispiele:

· Der Verstorbene hinterlässt seine Ehegattin und drei Kinder. In diesem Fall gibt es keine Änderung zur bisherigen Rechtslage: Zu Gesetzeserben sind der Ehegatte zu 1/3 sowie die drei Kinder zu je 2/9 berufen.

· Der Verstorbene hinterlässt seine Ehegattin und seine Eltern. Hier sind – ebenso wie nach der jetzigen Gesetzeslage – die Ehegattin zu 2/3 und die Eltern zu je 1/6-Anteil zu Gesetzeserben berufen.

· Der Verstorbene hinterlässt seine Ehegattin und vier Geschwister; seine Eltern sind bereits verstorben. Hier ist der Ehegatte – im Unterschied zur jetzigen Rechtslage – gesetzlicher Alleinerbe.

· Der Verstorbene hinterlässt seine Ehegattin und seinen Vater; die Mutter ist vorverstorben und hinterlässt ihrerseits drei Kinder (also Geschwister des Verstorbenen). Zu Gesetzeserben sind die Ehegattin zu 5/6 (2/3 + 1/6, welches die Mutter erben würde, wenn sie noch lebte) sowie der Vater zu 1/6 berufen.
2.
Außerordentliches Erbrecht des Lebensgefährten

Wenn kein gesetzlicher Erbe, also weder ein Nachkomme noch der Ehegatte (eingetragene Partner) noch ein Vorfahre und auch keine Seitenverwandten des Verstorbenen, zum Zuge kommt, steht dem Lebensgefährten des Verstorbenen die ganze Erbschaft zu, sofern er mit dem Verstorbenen als dessen Lebensgefährte zumindest in den letzten drei Jahren vor dem Tod des Verstorbenen im gemeinsamen Haushalt gelebt hat. Vom Erfordernis des gemeinsamen Haushalts ist als Voraussetzung für das außerordentliche Erbrecht des Lebensgefährten dann abzusehen, wenn diesem erhebliche Gründe (zB gesundheitlicher oder beruflicher Art) entgegenstanden, ansonsten aber eine für Lebensgefährten typische besondere Verbundenheit bestand. Dies könnte beispielsweise bei betagten Personen, die aufgrund einer bestimmten gesundheitlichen oder Pflegesituation getrennte Haushalte führen (müssen), der Fall sein. Ein solches außerordentliches Erbrecht des Lebensgefährten hat unsere Rechtsordnung bislang nicht gekannt.
Beispiele:

· Die verwitwete Verstorbene hinterlässt ihren Lebensgefährten sowie zwei Kinder. Die Kinder kommen als Gesetzeserben zum Zug, weshalb sie den Lebensgefährten von seinem außerordentlichen Erbrecht ausschließen.

· Der (unverheiratete) Verstorbene hinterlässt seine Lebensgefährtin sowie zwei Geschwister. Die Geschwister kommen als Gesetzeserben zum Zug, sodass dem Lebensgefährten kein außerordentliches Erbrecht zusteht.

· Der Verstorbene hinterlässt eine Lebensgefährtin, jedoch keine Nachkommen, keine Vorfahren, keine Seitenverwandten und auch keine Ehegattin bzw. keinen eingetragenen Partner. In diesem Fall kommen keine Gesetzeserben zum Zug, weshalb der Lebensgefährtin das außerordentliche Erbrecht zusteht.
3.
Anrechnung bei der gesetzlichen Erbfolge

Bei der gesetzlichen und auch bei der testamentarischen Erbfolge muss sich der Erbe eine Schenkung, die er vom Verstorbenen zu Lebzeiten erhalten hat, auf seinen Erbteil anrechnen lassen, wenn der Verstorbene dies in Form einer letztwilligen Verfügung angeordnet oder zu Lebzeiten mit dem Geschenknehmer anlässlich der Schenkung schriftlich vereinbart hat. Eine solche Anrechnungsanordnung bzw. –vereinbarung ist mit jedem Erben möglich; sie wirkt zu Gunsten aller zum Zuge kommenden Erben (Beispiel siehe sogleich).

Aber auch ohne eine solche Anordnung bzw. Vereinbarung muss sich bei der gesetzlichen Erbfolge ein Kind auf Verlangen eines anderen Kindes des Verstorbenen eine von diesem zu Lebzeiten erhaltene Schenkung auf seinen gesetzlichen Erbteil anrechnen lassen. Diese Anrechnungspflicht wird also gesetzlich vermutet. Sie besteht jedoch dann nicht, wenn
-
die Schenkung aus den laufenden Einkünften des Verstorbenen (also ohne Schmälerung seines Stammvermögens) gemacht wurde oder

-
der Verstorbene den Erlass der Anrechnung letztwillig angeordnet oder mit dem Geschenknehmer schriftlich vereinbart hat.
Der Vorteil aus dieser Anrechnungspflicht steht jedoch nur den Nachkommen des Verstorbenen, nicht jedoch den übrigen Gesetzeserben (insbesondere nicht dem Ehegatten bzw. eingetragenen Partner) zu (Beispiel siehe sogleich).

In diesem Zusammenhang stellt sich auch die wichtige Frage nach der Bewertung einer Schenkung. Mit anderen Worten: Mit welchem Betrag muss sich ein Kind eine solche Schenkung auf den gesetzlichen Erbteil anrechnen lassen? Dies wurde vom Gesetzgeber nunmehr wie folgt neu geregelt: Die Bewertung der Schenkung erfolgt auf den Zeitpunkt, in dem die Schenkung tatsächlich erfüllt wurde. Dieser Wert ist sodann nach dem von der Statistik Austria verlautbarten Verbraucherpreisindex auf den Todestag anzupassen und dem Nachlassvermögen hinzuzurechnen. Von diesem (rechnerisch vergrößerten) Nachlass sind sodann die Erbteile zu ermitteln, wobei sich der anrechnungspflichtige Erbe von seinem Erbteil die anzurechnende Schenkung abziehen lassen muss.

Beispiele:

· Der Verstorbene hinterlässt neben seiner Ehegattin vier Kinder und ein Nachlassvermögen in Höhe von EUR 520.000,--. Eines der Kinder (A) hat zu Lebzeiten eine Schenkung im ursprünglichen Wert von EUR 60.000,-- erhalten. Aufgrund der Wertsicherung hat diese Schenkung im Todeszeitpunkt des Verstorbenen einen Wert von EUR 80.000,--. Anlässlich dieser Schenkung wurde zwischen dem Geschenkgeber und dem Geschenknehmer (A) schriftlich vereinbart, dass diese Schenkung auf den künftigen gesetzlichen Erbteil des A anzurechnen ist. Zu Lebzeiten hat der Verstorbene an ein weiteres Kind (B) eine Schenkung in Höhe von EUR 50.000,-- gemacht; anlässlich der Schenkung wurde zwischen dem Geschenkgeber und dem Geschenknehmer (B) schriftlich vereinbart, dass diese Schenkung von der Anrechnung auf den Erbteil befreit ist.

Lösung: Die anrechnungsfreie Schenkung an das Kind B bleibt außer Betracht. Da die Schenkung an das Kind A laut Vereinbarung anzurechnen ist, profitieren von dieser Anrechnungspflicht nicht nur die Kinder des Verstorbenen, sondern auch seine Ehegattin. Folglich ist dem Nachlassvermögen von EUR 520.000,-- die (auf den Todestag aufgewertete) Schenkung im Wert von EUR 80.000,-- rechnerisch hinzuzuschlagen, sodass sich eine Berechnungsgrundlage von EUR 600.000,-- ergibt (EUR 520.000,-- + EUR 80.000,--). Davon steht der Ehegattin entsprechend ihrer gesetzlichen Erbquote 1/3, also EUR 200.000,-- zu. Den Kindern steht von dieser Berechnungsgrundlage je 1/6, also je EUR 100.000,-- zu, wobei sich das Kind A von diesem rechnerischen Erbteil von EUR 100.000,-- die anrechnungspflichtige Schenkung im Wert von EUR 80.000,-- abziehen lassen muss. Somit erhält das Kind A aus dem Nachlass noch EUR 20.000,-- und die anderen drei Kinder je EUR 100.000,--. Wie erwähnt, muss sich das Kind B die erhaltene Schenkung infolge der vereinbarten Anrechnungsfreiheit nicht anrechnen lassen. Insgesamt erhalten somit die Gesetzeserben aus dem Nachlass EUR 200.000,-- (Ehegattin) + EUR 20.000,-- (Kind A) + EUR 300.000,-- (die drei weiteren Kinder zusammen) = EUR 520.000,--. Dieser Betrag entspricht exakt dem vorhandenen Nachlassvermögen.

· Der Verstorbene hinterlässt neben seiner Ehegattin zwei Kinder und ein Nachlassvermögen von EUR 300.000,--. Eines dieser zwei Kinder (A) hat eine Schenkung im ursprünglichen Wert von EUR 70.000,-- erhalten; aufgrund der Wertsicherung hat diese Schenkung im Todeszeitpunkt des Verstorbenen einen Wert von EUR 100.000,--. Ein zweites Kind (B) hat zehn Jahre lang jährlich EUR 5.000,-- vom Verstorbenen geschenkt erhalten; der Verstorbene hatte ein Jahreseinkommen von EUR 40.000,--. Bezüglich einer Anrechnungspflicht wurde nichts vereinbart und vom Verstorbenen auch nichts letztwillig angeordnet.
Lösung: Die Schenkung an das Kind B ist aus dem laufenden Einkommen des Verstorbenen erfolgt und somit nicht anzurechnen. Dies trifft für die Schenkung an das Kind A nicht zu, weshalb diese Schenkung anzurechnen ist. Da jedoch die Anrechnungspflicht weder vereinbart noch angeordnet wurde, kommt sie aufgrund der gesetzlichen Vermutung nur zu Lasten und zu Gunsten der Kinder des Erblassers zum Tragen. Die Anrechnung ist demnach wie folgt vorzunehmen: Vorerst ist vom vorhandenen Nachlass in Höhe von EUR 300.000,-- der gesetzliche Erbteil der Ehegattin zu ermitteln; ihr steht entsprechend der gesetzlichen Erbquote 1/3 dieses Betrages, also EUR 100.000,-- zu. Hernach verbleiben vom vorhandenen Nachlass EUR 200.000,-- (EUR 300.000,-- - EUR 100.000,--); dieser restliche Betrag von EUR 200.000,-- steht den Kindern zu gleichen Teilen, also in diesem Fall den beiden Kindern je zur Hälfte zu. Diesem Betrag ist jedoch die Schenkung an das Kind B im valorisierten Wert von EUR 100.000,-- rechnerisch hinzuzuschlagen. Von dieser Berechnungsgrundlage in Höhe von EUR 300.000,-- (EUR 200.000,-- + EUR 100.000,--) ermitteln sich nunmehr die Erbteile der Kinder A und B. Der rechnerische Erbteil der zwei Kinder beträgt demnach je 1/2, also je EUR 150.000,--. Von diesem Erbteil muss sich das Kind A die selbst erhaltene Schenkung von EUR 100.000,-- abziehen lassen, sodass A lediglich EUR 50.000,-- aus dem Nachlass ansprechen kann. Das andere Kind (B) erhält EUR 150.000,--. Beide Kinder zusammen erhalten somit EUR 200.000,--. Die Summe dieses Betrages und des Erbteiles, den die Ehegattin aus dem Nachlass erhält (EUR 100.000,--), entspricht exakt dem vorhandenen Nachlassvermögen von EUR 300.000,--.
4.
Gesetzliches Vorausvermächtnis

Dem Ehegatten oder eingetragenen Partner gebührt außerdem das Recht, in der Ehe- oder Partnerschaftswohnung weiter lebenslang zu wohnen, sowie das Eigentum an den zum ehelichen oder partnerschaftlichen Haushalt gehörenden beweglichen Sachen, soweit sie zu dessen Fortführung entsprechend den bisherigen Lebensverhältnissen erforderlich sind. Einer letztwilligen Verfügung hiefür bedarf es nicht, diese Rechte stehen gesetzlich zu.

Dem Lebensgefährten stehen diese Rechte ebenfalls zu, sofern er mit dem Verstorbenen als dessen Lebensgefährte zumindest in den letzten 3 Jahren im gemeinsamen Haushalt gelebt hat und der Verstorbene im Zeitpunkt des Todes weder verheiratet war noch in einer eingetragenen Partnerschaft gelebt hat. Allerdings sind diese Rechte des Lebensgefährten auf ein Jahr befristet, das heißt sie enden ein Jahr nach dem Tod des Verstorbenen.

5.
Gesetzliches Pflegevermächtnis

Neuland hat der Gesetzgeber mit der Einführung des Pflegevermächtnisses betreten. Dabei handelt es sich um einen Geldanspruch einer nahestehenden Person, die den Verstorbenen in den letzten drei Jahren vor seinem Tod mindestens sechs Monate hindurch in einem nicht bloß geringfügigen Ausmaß gepflegt hat. Dieser Anspruch besteht gesetzlich, einer entsprechenden Anordnung des Verstorbenen bedarf es nicht. Dieses gesetzliche Vermächtnis gebührt der pflegenden Person jedoch insoweit nicht, als ihr zur Abgeltung dieser Leistung eine Zuwendung (aus dem Nachlass) zugedacht oder (zu Lebzeiten) ein Entgelt gewährt wurde.

Berechtigt ist, wie erwähnt, nur eine pflegende Person, die dem Verstorbenen nahe stand. Darunter versteht das Gesetz 
a)
Personen aus dem Kreis der gesetzlichen Erben des Verstorbenen sowie die Ehegatten, eingetragenen Partner, Lebensgefährten und Kinder dieser Personen und

b)
den Lebensgefährten des Verstorbenen und dessen Kinder (der Ehegatte des Verstorbenen muss in dieser Aufzählung nicht explizit erwähnt werden, da dieser zum Kreis der gemäß lit. a) berechtigten gesetzlichen Erben gehört).

Die Höhe dieses gesetzlichen Vermächtnisses richtet sich nach Art, Dauer und Umfang der Leistungen. Es gebührt jedenfalls neben dem Pflichtteil (zum Begriff des Pflichtteils siehe unten). Neben anderen Leistungen aus dem Nachlass (Erbteil, Vermächtnis) steht es dann nicht zu, wenn der Verstorbene dies verfügt, also angeordnet hat, dass mit der über dem Pflichtteil liegenden Zuwendung der Anspruch auf das Pflegevermächtnis abgegolten wird. Im Übrigen kann dieses Vermächtnis nur bei Vorliegen eines Enterbungsgrundes (zu den Enterbungsgründen siehe weiter unten) entzogen werden.

Wenn eine Person ein Pflegevermächtnis geltend macht, hat der Gerichtskommissär – also der Notar, der im Auftrag des Gerichtes das Verlassenschaftsverfahren durchführt – darauf hinzuwirken, dass ein Einvernehmen über die Erfüllung des Pflegevermächtnisses hergestellt wird. Gelingt dieses Einvernehmen nicht, steht der betreffenden Person der Prozessweg für die Durchsetzung des Anspruchs auf Abgeltung von Pflegeleistungen zu.
Hinter dieser Regelung steht zweifelsohne eine lautere Absicht des Gesetzgebers. Allerdings wirft dieses neue Rechtsinstitut zahlreiche Fragen auf wie insbesondere:

-
Wann wurde "in nicht bloß geringfügigem Ausmaß" gepflegt?

-
Die Höhe des Vermächtnisses richtet sich nach Art, Dauer und Umfang der Leistungen. Das sind sehr dehnbare Begriffe. Welcher ziffernmäßige Betrag steht der betreffenden Person tatsächlich zu?
-
Die Erben können sich von ihrer Verpflichtung, das Pflegevermächtnis zu erfüllen, befreien, soweit sie beweisen können, dass die pflegende Person schon zu Lebzeiten entsprechend abgegolten wurde. Oft kommt es vor, dass der pflegenden Person laufend gewisse Barbeträge zugewendet werden. Vielfach wird davon nichts erwähnt und auch nichts geschrieben, um nicht beim Zahlungsempfänger allenfalls eine Steuerpflicht auszulösen. Die Erben werden daher solche Zahlungen oftmals nicht beweisen können – dies mit der Folge, dass das Pflegevermächtnis sodann quasi zusätzlich zusteht (Doppelbegünstigung der pflegenden Person).
-
Wenn der Erblasser die pflegende Person testamentarisch – über den Pflichtteil hinaus – zur Abgeltung der Pflegeleistungen mit einer Zuwendung bedenkt, muss er diese damit bezweckte Abgeltung der Pflegeleistungen zum Ausdruck bringen, andernfalls das Vermächtnis zusätzlich zusteht. Tut er dies, ist fraglich, ob durch diese Anordnung bei der pflegenden Person nicht allenfalls eine Einkommensteuerpflicht ausgelöst wird. Wird diese Abgeltungsfunktion nicht zum Ausdruck gebracht, dann steht das Pflegevermächtnis zusätzlich zur letztwilligen Zuwendung zu.

Es bleibt anzuwarten, wie dieses neue Rechtsinstitut von der Praxis angenommen wird. Die offenen Fragen und deren Beantwortung sind sehr fallbezogen, weshalb von künftigen einschlägigen Gerichtsentscheidungen nur wenige allgemein gültige Aussagen zu erwarten sein werden. Es wäre sehr zu wünschen, dass seitens der Finanzverwaltung bald eine klärende Stellungnahme zu den allfälligen einkommensteuerlichen Folgen des Pflegevermächtnisses veröffentlicht würde.
Tipp für die Praxis: Wenn eine Person einen nahen Angehörigen pflegt und hiefür eine laufende Geldzuwendung (oder sonstige Leistungen) erhält, ist es ratsam, dass dies zwischen den betreffenden Personen schriftlich festgehalten wird. Die (übrigen) Erben sollten darüber informiert werden, um nach dem Tod des Verstorbenen ein entsprechendes Beweismittel zum Nachweis der bereits erfolgten Abgeltung zu haben.
III. Testamentsrecht
1.
Änderung der Formvorschriften

Es gibt auch in Hinkunft – wie bisher – im Wesentlichen folgende Arten letztwilliger Verfügungen:
a)
die gerichtliche oder notarielle letztwillige Verfügung. Wir sprechen hier von sogenannten "öffentlichen Testamenten". "Öffentlich" sind sie deshalb, weil sie vor einer öffentlichen Urkundsperson (Gericht bzw. Notar) errichtet werden;

b)
die sogenannte "private" letztwillige Verfügung, bei welcher zu unterscheiden ist zwischen

-
der eigenhändigen letztwilligen Verfügung, welche vom Verstorbenen in Bezug auf den gesamten Text eigenhändig geschrieben und unterschrieben sein muss (Zeugen werden bei dieser Testamentsform nicht benötigt), und

-
der fremdhändigen letztwilligen Verfügung, die vor drei Zeugen errichtet wird.

Die Erbrechtsreform bringt bezüglich der Formvorschriften für die fremdhändige letztwillige Verfügung erhebliche Änderungen. Die Wichtigkeit und Bedeutung dieser Änderungen kann nicht genug betont werden, führt die Missachtung dieser Formvorschriften doch in aller Regel zur Ungültigkeit der betreffenden letztwilligen Anordnung!
Der Inhalt einer solchen fremdhändigen letztwilligen Verfügung muss – wie der Inhalt jeder letztwilligen Anordnung – dem Willen des Verstorbenen entsprechen. Bei der fremdhändigen letztwilligen Verfügung muss der Verstorbene den Text nicht eigenhändig schreiben, sondern dieser kann – von wem immer - mittels Computer oder Schreibmaschine oder auch von einer anderen Person handschriftlich geschrieben werden. Für die Unterfertigung einer solchen fremdhändigen letztwilligen Verfügung gelten jedoch die folgenden, von der bisherigen Rechtslage teilweise erheblich abweichenden strengen Formvorschriften:

Die letztwillige Verfügung muss vom Verfügenden in Gegenwart der drei gleichzeitig anwesenden Zeugen eigenhändig unterschrieben und mit einem eigenhändig geschriebenen Zusatz versehen werden, dass die Urkunde seinen letzten Willen enthält. Neben der eigenhändigen Unterschrift könnte der eigenhändig zu schreibende Zusatz beispielsweise wie folgt lauten: "Diese Urkunde enthält meinen letzten Willen." Außerdem kann, wie aus den Gesetzesmaterialien zu entnehmen ist, dieser eigenhändig zu schreibende Zusatz auch mit anderen Worten zum Ausdruck gebracht werden, zB wie folgt: "Mein Wille", "Das will ich" oder "So soll es sein". Ein Zusatz wie "ok" wäre hingegen nach den Ausführungen in den Gesetzesmaterialien unzureichend.

Die Identität der Zeugen muss aus der letztwilligen Verfügung hervorgehen. Das sind der Vor- und Familienname sowie das Geburtsdatum oder die Adresse der Zeugen. Diese Angaben können auch fremdhändig geschrieben werden; sie müssen somit nicht vom Zeugen eigenhändig angeführt werden. Hingegen muss der Zeuge eigenhändig unterschreiben und zusätzlich einen eigenhändigen Zusatz hinzuschreiben, der auf seine Zeugeneigenschaft hinweist (zB "als Zeuge der letztwilligen Verfügung" oder "als Testamentszeuge").

In allen Fällen ist es zusätzlich ratsam, Ort und Datum der Unterfertigung hinzuzufügen (dies muss nicht eigenhändig geschehen). Wenn Ort und/oder Datum fehlt, ist die letztwillige Verfügung trotzdem wirksam.
Diese nunmehr strengeren Formvorschriften sollen die Fälschungssicherheit der fremdhändigen letztwilligen Anordnungen erhöhen, was nicht zuletzt vor dem Hintergrund des Vorarlberger Testamentsfälschungsskandals Eingang in das Gesetz gefunden hat.

In diesem Zusammenhang ist es wichtig zu erwähnen, dass bestimmte Personen als Zeugen einer letztwilligen Verfügung unfähig sind. Solche unfähige Zeugen sind:
-
Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben;

-
Personen, die aufgrund einer körperlichen oder geistigen Beeinträchtigung nicht fähig sind, entsprechend der jeweiligen Testamentsform einen letzten Willen zu bezeugen;

-
Personen, die die Sprache des letztwillig Verfügenden nicht verstehen.

-
Außerdem ist ein Erbe oder Vermächtnisnehmer für die ihm gemachte Zuwendung kein fähiger Zeuge, auch sein Ehegatte, sein eingetragener Partner oder Lebensgefährte, seine Eltern, Kinder, Geschwister, sowie die Eltern, Kinder und Geschwister des Ehegatten, des eingetragenen Partners oder des Lebensgefährten des Erben oder des Vermächtnisnehmers sind als Zeugen für diese Zuwendung unfähig.
-
Schließlich sind gesetzliche Vertreter (insbesondere Vater und Mutter), Vorsorgebevollmächtigte, vertretungsbefugte Organe (insbesondere Geschäftsführer und Vorstände), Gesellschafter, Machthaber (Bevollmächtigte) und Dienstnehmer von Personen oder Gesellschaften, die mit Zuwendungen bedacht werden sollen, keine fähigen Zeugen.

Wenn ein unfähiger Zeuge mitwirkt, ist die letztwillige Verfügung insoweit unwirksam. Die fremdhändige letztwillige Verfügung ist also sehr fehleranfällig, wobei der Verstoß gegen solche Formvorschriften eine fatale Auswirkung, nämlich die Ungültigkeit der letztwilligen Verfügung nach sich zieht. Es ist daher insbesondere bei dieser Art von letztwilligen Verfügungen große Vorsicht geboten!
2.
Wegfall der besonderen Formvorschriften für besachwaltete Personen

Psychisch Kranke oder geistig Behinderte, denen ein Sachwalter bestellt ist, können nach derzeitiger Rechtslage nur mündlich vor Gericht oder Notar testieren, wenn das Gericht diese besondere Formvorschrift im Sachwalterbestellungsbeschluss anordnet. Voraussetzung für eine gültige letztwillige Verfügung ist aber auch bei Einhaltung dieser Formvorschrift, dass die betreffende Person überhaupt testierfähig, also geistig in der Lage ist, eine letztwillige Anordnung zu treffen.

Nach der Erbrechtsreform können auch besachwaltete Personen – ausreichende Testierfähigkeit im Einzelfall vorausgesetzt – letztwillige Anordnungen in allen zur Verfügung stehenden Formen errichten. Sie müssen also nicht mehr mündlich vor Gericht oder Notar testieren. Der Gesetzgeber beruft sich bei dieser Änderung auf die UN-Behindertenkonvention, wonach solche Formvorschriften für behinderte Personen diskriminierend und deshalb unzulässig seien. Ein Teil der Rechtswissenschaft widerspricht allerdings dieser Meinung und sieht in solchen Formvorschriften einen Schutz für die behinderte Person, weil dadurch die Erforschung des wahren Willens am ehesten gewährleistet ist, was wiederum allfällige Testamentsanfechtungen zu verhindern geeignet ist bzw. wäre.
3.
Aufhebung einer letztwilligen Verfügung durch Verlust der Angehörigenstellung
In der Praxis kommt es immer wieder vor, dass sich Ehegatten testamentarisch gegenseitig zu Erben einsetzen. Wenn die Ehe in der Folge geschieden wird, kommt es nicht selten vor, dass das Testament aufrecht bleibt. Dies erfolgt meistens irrtümlich, da sich die geschiedenen Ehegatten der Existenz desselben nicht mehr bewusst sind.

Durch die Erbrechtsreform wird dem typischen Willen der geschiedenen Ehegatten, ein bestehendes Testament in Wirklichkeit nicht mehr aufrecht belassen zu wollen, Rechnung getragen: Mit Auflösung der Ehe, der eingetragenen Partnerschaft oder der Lebensgemeinschaft werden davor errichtete letztwillige Verfügungen bezüglich jener Teile, die den früheren Ehegatten, eingetragenen Partner oder Lebensgefährten betreffen, aufgehoben. Diese nunmehr bestehende gesetzliche Vermutung gilt nur dann nicht, wenn der Verstorbene ausdrücklich das Gegenteil angeordnet hat, dass die letztwillige Verfügung also trotz Auflösung der Ehe, der eingetragenen Partnerschaft oder der Lebensgemeinschaft weiterhin gelten soll.
Das Gleiche gilt auch bei Aufhebung der Abstammung (Feststellung der nicht bestehenden Vaterschaft) oder der Adoption, und zwar auch dann, wenn diese Aufhebung erst nach dem Erbfall erfolgt. Auch in diesen Fällen gelten die letztwilligen Verfügungen zu Gunsten des betreffenden früheren Angehörigen als aufgehoben.
Die Aufhebung der letztwilligen Verfügung wird gesetzlich auch dann vermutet, wenn der Verstorbene oder die letztwillig bedachte Person das gerichtliche Verfahren zur Auflösung der Ehe oder der eingetragenen Partnerschaft oder zur Aufhebung der Adoption zu Lebzeiten des Verstorbenen lediglich eingeleitet hat. In diesen Fällen will also eine beteiligte Person an dem durch die Ehe, die eingetragene Partnerschaft oder die Adoption begründeten Angehörigenverhältnis nicht mehr festhalten; dieser Umstand reicht – durchaus nachvollziehbar – nach der neuen Rechtslage aus, dass die letztwillige Verfügung ihre Wirksamkeit verliert. Wird ein gerichtliches Abstammungsverfahren (insbesondere Prüfung der Vaterschaft) vom Verstorbenen zu seinen Lebzeiten eingeleitet, verliert seine letztwillige Verfügung zu Gunsten des vermeintlichen Angehörigen seine Wirkung, wenn sich in der Folge herausstellt, dass diese Person tatsächlich nicht vom Verstorbenen abstammt.

IV. Pflichtteilsrecht
1.
Grundsätzliches zum Pflichtteilsrecht
Das Pflichtteilsrecht sichert den Pflichtteilsberechtigten – das sind die nächsten Angehörigen (siehe unten) – einen Mindestanteil am Wert des Vermögens des Verstorbenen. Es hindert den Verstorbenen daran, über sein ganzes Vermögen letztwillig zu verfügen. Das Pflichtteilsrecht beschränkt also die Testierfreiheit. Der Pflichtteil kann durch das gesetzliche Erbrecht oder durch Hinterlassung eines testamentarischen Erbteiles oder auch durch die Anordnung eines Vermächtnisses erfüllt werden. Von einem Vermächtnis spricht man dann, wenn nicht eine bestimmte Quote des Nachlassvermögens, sondern bestimmte Sachen aus dem Nachlass (zB ein Sparbuch, ein Geldbetrag, ein PKW, ein Baugrundstück etc.) dem Vermächtnisnehmer letztwillig zugedacht werden. Anstelle der Begriffe "Vermächtnis" bzw. "Vermächtnisnehmer" wird auch der Ausdruck "Legat" bzw. "Legatar" verwendet.
2.
Änderung des Kreises der pflichtteilsberechtigten Personen

Nach derzeit geltender Rechtslage sind pflichtteilsberechtigt die Nachkommen des Verstorbenen, mangels solcher seine Vorfahren, sowie in allen Fällen auch der Ehegatte bzw. der eingetragene Partner. Der näher Verwandte schließt die entfernteren Verwandten vom Pflichtteilsrecht aus, das heißt beispielsweise die Kinder eines Sohnes des Verstorbenen haben nur dann als Enkelkinder ein Pflichtteilsrecht nach dem Verstorbenen, wenn der die Verwandtschaft zum Verstorbenen vermittelnde Vater dieser Kinder vorverstorben ist (Beispiele siehe unten).

Nach der aufgrund der Erbrechtsreform künftig geltenden Rechtslage steht den Vorfahren des Verstorbenen kein Pflichtteilsrecht mehr zu. Pflichtteilsberechtigt sind somit nur noch die Nachkommen sowie der Ehegatte oder eingetragene Partner des Verstorbenen. Die Pflichtteilsquote beträgt auch in Zukunft die Hälfte des gesetzlichen Erbteils.

Beispiele:

· Der Verstorbene hinterlässt seine Ehegattin sowie drei Kinder. Er setzt testamentarisch seine Lebensgefährtin zur Alleinerbin ein. Die Ehegattin und die Kinder sind auf das gesetzliche Pflichtteilsrecht verwiesen, das heißt sie können ihre Pflichtteilsansprüche gegenüber der testamentarischen Alleinerbin (Lebensgefährtin des Verstorbenen) geltend machen. Wie erwähnt, entsprechen die Pflichtteilsquoten der Hälfte der gesetzlichen Erbteile, welche dann zum Tragen kämen, wenn der Verstorbene keine letztwillige Verfügung hinterlassen hätte. Zu Gesetzeserben wären in diesem Fall die Ehegattin zu 1/3 sowie die drei Kinder bezüglich der restlichen 2/3-Anteile zu gleichen Teilen, also zu je 2/9-Anteilen berufen. Die Pflichtteilsquoten entsprechen der Hälfte der gesetzlichen Erbquoten, also beträgt die Pflichtteilsquote der Ehegattin des Verstorbenen 1/6 und jene der Kinder je 1/9. Somit können die Ehegattin und die Kinder gegenüber der zur Erbin eingesetzten Lebensgefährtin Pflichtteilsansprüche in Höhe von 1/6 (Ehegattin) bzw. von je 1/9 (Kinder) des Nachlasses geltend machen.
· Der Verstorbene hat seine Ehegattin als testamentarische Alleinerbin eingesetzt. Neben dieser hinterlässt er drei Töchter. Ein Sohn ist bereits vorverstorben; dieser hat zwei Kinder hinterlassen. Den Töchtern und den beiden Enkelkindern (Kinder des vorverstorbenen Sohnes) stehen Pflichtteilsansprüche gegenüber ihrer Mutter bzw. Großmutter (Ehegattin des Verstorbenen) zu. Auszugehen ist wiederum von den gesetzlichen Erbquoten. Mangels Testamentes wäre die Ehegattin zu 1/3 als Gesetzeserbin berufen. Die restlichen 2/3 würden den drei Töchtern und den beiden Enkelkindern (Kinder des vorverstorbenen Sohnes) stammweise zu gleichen Teilen zustehen, das heißt je 1/6 den drei Töchtern sowie den beiden Enkelkindern 1/6 gemeinsam, also je 1/12. Die Pflichtteilsquote beträgt die Hälfte dieser Erbquoten, also haben die drei Töchter einen Pflichtteil in Höhe von je 1/12 und die beiden Enkelkinder einen Pflichtteil in Höhe von je 1/24. In diesem Ausmaß können sie ihren Pflichtteil gegen die Ehegattin des Verstorbenen als Erbin geltend machen.
3.
Enterbung und Pflichtteilsminderung

Die Pflichtteilsberechtigten haben einen gesetzlichen Pflichtteilsanspruch, der grundsätzlich vom Erblasser nicht entzogen werden kann. Dieser Anspruch kann also prinzipiell auch gegen eine anderslautende letztwillige Verfügung durchgesetzt werden. Hievon bestehen jedoch schon nach der bisherigen Rechtslage und – in erweitertem Ausmaß – auch künftig nach der Erbrechtsreform folgende Ausnahmen:

-
Der Pflichtteil kann gänzlich entzogen werden, wenn konkrete schwerwiegende Gründe vorliegen (siehe sogleich).
-
Der Pflichtteil kann auf die Hälfte der an sich zustehenden Pflichtteilsquote (also auf 1/4 der gesetzlichen Erbquote) gemindert werden, wenn kein entsprechendes Naheverhältnis zwischen dem Verstorbenen und dem Pflichtteilsberechtigten bestanden hat.
Im Einzelnen stellt sich die neue Rechtslage wie folgt dar:

a)
Enterbung

Einem Pflichtteilsberechtigten kann der Verstorbene den Pflichtteilsanspruch gänzlich entziehen ("Enterbung"), wenn er (der Pflichtteilsberechtigte)

-
gegen den Verstorbenen oder gegen eine dem Verstorbenen nahe stehende Person eine gerichtlich strafbare Vorsatztat begangen hat, die mit mehr als einjähriger Freiheitsstrafe bedroht ist,

-
absichtlich die Verwirklichung des wahren letzten Willens des Verstorbenen vereitelt oder zu vereiteln versucht hat (zB Verheimlichung oder Vernichtung einer letztwilligen Verfügung des Verstorbenen),

-
dem Verstorbenen in verwerflicher Weise schweres seelisches Leid zugefügt hat,

-
sonst seine familienrechtlichen Pflichten gegenüber dem Verstorbenen gröblich vernachlässigt hat (zB den gesetzlichen Unterhalt nicht geleistet hat), oder

-
wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener strafbarere Handlungen zu einer lebenslangen oder 20-jährigen Freiheitsstrafe verurteilt worden ist.

Im Falle einer wirksamen Enterbung entfaltet diese aber nur Wirkung gegenüber der betreffenden enterbten Person. Das Pflichtteilsrecht steht in diesem Fall den Nachkommen der enterbten Person zu: Wird also ein Kind des Verstorbenen enterbt, so steht die ursprüngliche Pflichtteilsquote des enterbten Kindes zu gleichen Teilen seinen Kindern (also den betreffenden Enkelkindern des Verstorbenen) zu. Wenn der Enterbte keine Nachkommen hat, wächst die Pflichtteilsquote des Enterbten den übrigen Pflichtteilsberechtigten aliquot an.
Es gibt einen weiteren Enterbungsgrund, der mit den erwähnten anderen Enterbungsgründen nicht ganz vergleichbar ist und deshalb in der vorstehenden Aufzählung nicht erwähnt wurde: Wenn aufgrund der Verschuldung oder des verschwenderischen Lebensstils eines Pflichtteilsberechtigten die Gefahr besteht, dass der ihm gebührende Pflichtteil ganz oder größtenteils seinen Kindern verloren gehen wird, kann ihm der Pflichtteil zu Gunsten seiner Kinder entzogen werden ("Enterbung aus guter Absicht"). Voraussetzung für diese Enterbung ist – neben der Verschuldung oder dem verschwenderischen Lebensstil – das Vorhandensein mindestens eines Nachkommen dieses Pflichtteilsberechtigten. Wenn der verschuldete oder verschwenderische Pflichtteilsberechtigte keine Nachkommenschaft hat, kann diese "Enterbung aus guter Absicht" nicht wirksam angeordnet werden. Kommt es zu einer solchen wirksamen Enterbung, steht die Pflichtteilsquote des Enterbten seinen Nachkommen zu gleichen Teilen zu.

In allen Fällen kann eine Enterbung widerrufen werden, und zwar entweder ausdrücklich durch letztwillige Verfügung oder stillschweigend durch eine nachträgliche Bedenkung des vorher Enterbten oder durch den Widerruf der die Enterbung enthaltenden letztwilligen Verfügung. Konnte der Verstorbene die Enterbung wegen fehlender Testierfähigkeit nicht mehr widerrufen, so wird die Enterbung unwirksam, wenn der Verstorbene zu erkennen gegeben hat, dass er dem Enterbten verziehen hat.
Das Vorliegen eines Enterbungsgrundes muss der Erbe, der den Pflichtteil zu erfüllen hätte, beweisen. Bei ihm liegt also die sogenannte Beweislast. Gelingt ihm dieser Beweis nicht, ist die Enterbung nicht wirksam.
b)
Pflichtteilsminderung

Schon nach der bisherigen Rechtslage konnte der Verstorbene unter bestimmten Voraussetzungen den Pflichtteil auf die Hälfte mindern ("Pflichtteilsminderung"). Diese Möglichkeit wird nach der Erbrechtsreform erweitert: Demnach kann der Verstorbene den Pflichtteil eines Pflichtteilsberechtigten auf die Hälfte mindern, wenn er (der Verstorbene) und der Pflichtteilsberechtigte zu keiner Zeit oder zumindest über einen längeren Zeitraum vor dem Tod des Verstorbenen nicht in einem Naheverhältnis standen, wie es zwischen solchen Familienangehörigen gewöhnlich besteht. Aus den Gesetzesmaterialien ist zu entnehmen, dass sich der Gesetzgeber unter dem "längeren Zeitraum vor dem Tod des Verstorbenen", während welchem das Naheverhältnis als Voraussetzung für die Pflichtteilsminderung nicht bestanden haben darf, eine Dauer von mindestens 20 Jahren vorgestellt hat. Dieses Recht auf Pflichtteilsminderung steht allerdings nicht zu, wenn der Verstorbene den Kontakt zum Pflichtteilsberechtigten grundlos gemieden oder berechtigten Anlass für den fehlenden Kontakt gegeben hat.
Eine solche Pflichtteilsminderung tritt, auch wenn die gesetzlichen Voraussetzungen gegeben wären, nicht "automatisch" ein, sondern sie muss in einer letztwilligen Verfügung des Verstorbenen in irgendeiner Weise (allenfalls auch nur schlüssig) zum Ausdruck kommen. Bezüglich eines allfälligen Widerrufs der Pflichtteilsminderung gelten die vorstehenden Ausführungen im Zusammenhang mit dem Widerruf einer Enterbung in gleicher Weise.
Dem auf die Hälfte geminderten Pflichtteilsberechtigten steht also der halbe Pflichtteil zu. Die zweite Hälfte "seines" Pflichtteils steht in diesem Fall seinen Nachkommen zu; mangels solcher wächst die zweite Hälfte dieses Pflichtteils den übrigen Pflichtteilsberechtigten zu.
c)
Beispiele:
· Der Verstorbene hinterlässt einen Sohn und zwei Töchter. Er beruft eine der beiden Töchter zu seiner alleinigen testamentarischen Erbin, setzt die andere Tochter auf den Pflichtteil und enterbt den Sohn, da dieser wegen einer gegen den Verstorbenen vorsätzlich begangenen schweren Körperverletzung zu einer Freiheitsstrafe verurteilt wurde. Der enterbte Sohn hat seinerseits drei Kinder. Wenn die Enterbung vorerst außer Acht gelassen wird, betragen die Pflichtteilsquoten für die drei Kinder je 1/6 (jeweils die Hälfte der gesetzlichen Erbquote). Die Pflichtteilsquote des enterbten Sohnes geht somit zu gleichen Teilen auf seine drei Kinder über, deren Pflichtteilsquote also je 1/18 (1/6 x 1/3) beträgt. Somit hat die testamentarische Alleinerbin ihrer Schwester einen Pflichtteil in Höhe von 1/6 und ihren Neffen bzw. Nichten (Kinder des enterbten Sohnes) je 1/18 als Pflichtteil zu leisten.
· Der Sachverhalt ist grundsätzlich ident mit dem vorstehenden Beispiel, allerdings hat der enterbte Sohn in diesem Fall keine Nachkommen. Seine Pflichtteilsquote wächst somit den übrigen Pflichtteilsberechtigten, also den beiden Töchtern des Verstorbenen, zu gleichen Teilen an. Die bisherige Pflichtteilsquote der beiden Töchter beträgt je 1/6, durch die Anwachsung der Pflichtteilsquote des enterbten Sohnes zu gleichen Teilen erhöht sich also ihr Pflichtteil jeweils um 1/12 (1/6 x 1/2), sodass der Pflichtteil der beiden Töchter sodann 3/12 (1/6 + 1/12), gekürzt also 1/4 beträgt. Für die zur Erbin berufene Tochter ist der Pflichtteil irrelevant. Sie hat jedoch an ihre Schwester einen Pflichtteil in Höhe von 1/4 des Nachlasses zu leisten.
· Der Verstorbene hinterlässt seine Ehegattin sowie einen Sohn und eine Tochter. Die Tochter hat zwei Kinder; der Sohn ist kinderlos. Der Verstorbene hinterlässt das folgende eigenhändig geschriebene und unterschriebene Testament: "Ich setze meine Ehegattin zur Alleinerbin ein. Meinen Sohn und meine Tochter enterbe ich, sie sollen also auch keinen Pflichtteil erhalten. Meine Tochter hat eine krankhafte Einkaufssucht und verschwendet ihr gesamtes Vermögen. Mein Sohn ist der Trunksucht verfallen und aus diesem Grund vollkommen mittellos; er wird auch jedes künftige Vermögen für seine Trunksucht verwenden, sodass nichts übrig bleiben wird. Dornbirn, am 15.3.2017. Max Mustermann". Nach dem Tod des Verstorbenen wollen sich die beiden Kinder mit der Enterbung nicht abfinden und führen einen Pflichtteilsprozess gegen die Ehegattin des Verstorbenen bzw. gegen ihre eigene Mutter. Der Sohn wird mit der Pflichtteilsklage durchdringen, da er keine Nachkommen hat. Aus guter Absicht (Verschwendung) kann eine wirksame Enterbung nämlich nur erfolgen, wenn der Enterbte Nachkommen hat, was beim Sohn nicht der Fall ist. Die Tochter dringt mit ihrer Pflichtteilsklage nicht durch, da die Ehegattin des Verstorbenen die Verschwendungssucht beweisen kann. Der Pflichtteilsanspruch der Tochter (1/6, was der halben gesetzlichen Erbquote entspricht) steht hingegen zu gleichen Teilen ihren Kindern zu. Somit hat die Ehegattin des Verstorbenen ihrem Sohn einen Pflichtteil von 1/6 und ihren Enkelkindern (den Kindern der Tochter) einen Pflichtteil in Höhe von je 1/12 des Nachlasses zu leisten.
· Der Verstorbene beruft zu seiner testamentarischen Alleinerbin seine Freundin. Den einzigen Sohn enterbt er in seinem Testament unter Hinweis darauf, dass ihm dieser schweres seelisches Leid zugefügt hat. Der Sohn hat keine Nachkommen. Nach dem Tod des Verstorbenen macht der Sohn seinen gesetzlichen Pflichtteil geltend. Die Erbin (Freundin des Verstorbenen) kann im darauffolgenden Pflichtteilsprozess nicht beweisen, dass der Sohn seinem Vater seelisches Leid zugefügt hat. Ihr gelingt jedoch der Beweis, dass der Sohn mit seinem Vater während 25 Jahren kein Naheverhältnis mehr hatte, wie es zwischen Vater und Sohn üblicherweise besteht. Wenn zu diesem nicht bestehenden Naheverhältnis keine "qualifizierenden zusätzlichen Umstände" hinzukommen (zB bösartige verbale Attacken, Herabwürdigung in der Öffentlichkeit, etc.), liegt ein Enterbungsgrund nicht vor. Allerdings muss bezüglich einer letztwilligen Verfügung des Verstorbenen, wenn diese schon nicht gänzlich umgesetzt werden kann, versucht werden, diese möglichst weitgehend zu erfüllen. Dies wird in diesem Fall dazu führen, dass die Enterbung als nicht rechtswirksam erkannt wird. Da jedoch 25 Jahre kein Naheverhältnis bestanden hat, wird diese letztwillige Verfügung im Sinne einer Pflichtteilsminderung auszulegen sein, das heißt der Sohn wird nur den geminderten Pflichtteil durchsetzen können. Der Sohn wäre gesetzlicher Alleinerbe, seine gewöhnliche Pflichtteilsquote entspräche somit der Hälfte des Nachlasses, der geminderte Pflichtteil ist wiederum die Hälfte davon, also 1/4 des Nachlasses.
4.
Weitere Möglichkeiten der Beseitigung des Pflichtteils

Der Verstorbene kann zu seinen Lebzeiten mit einem Pflichtteilsberechtigten einen Vertrag abschließen, mit welchem dieser (der Pflichtteilsberechtigte) auf sein Pflichtteilsrecht – gegen Abfindung oder auch ohne eine solche – verzichtet. Ein solcher Pflichtteilsverzichtsvertrag bedarf zu seiner Gültigkeit der Aufnahme eines Notariatsaktes oder eines gerichtlichen Protokolls. Ein solcher Pflichtteilsverzicht wirkt im Zweifel auch zu Lasten der Nachkommen des Verzichtenden.
Nach dem Tod des Verstorbenen kann ein Pflichtteilsberechtigter seinen Pflichtteil ausschlagen. Dies erfolgt aufgrund einer schriftlichen Erklärung im Zuge des Verlassenschaftsverfahrens.

Wird auf das Pflichtteilsrecht verzichtet oder wird es ausgeschlagen, wirkt dies auch zu Lasten der Nachkommen des Verzichtenden bzw. des Ausschlagenden und es kommt auch zu keiner Anwachsung der "erledigten" Pflichtteilsquote an die übrigen Pflichtteilsberechtigten. Dies ist ein Unterschied zur Enterbung und zur Pflichtteilsminderung: Der durch die Enterbung entzogene Pflichtteil bzw. die durch die Pflichtteilsminderung entzogene Hälfte des Pflichtteils geht auf die Nachkommen des Enterbten bzw. geminderten Pflichtteilsberechtigten über; mangels solcher kommt es zur Anwachsung der Quote an die übrigen Pflichtteilsberechtigten.
5.
Fälligkeit des Pflichtteils – Möglichkeit der Pflichtteilsstundung

Der Pflichtteil kann durch den gesetzlichen Erbteil oder durch letztwillige Zuwendungen (testamentarischer Erbteil und/oder Vermächtnis) gedeckt bzw. erfüllt werden. Soweit die Pflichtteilsdeckung nicht durch letztwillige Zuwendungen erfolgt, steht den Pflichtteilsberechtigten im Ausmaß des Fehlbetrages ein Geldanspruch gegenüber der Verlassenschaft zu. Erhält der Pflichtteilsberechtigte überhaupt keine Zuwendung, steht ihm der sogenannte "Pflichtteilsanspruch" zu; erhält er eine Zuwendung, die jedoch seinen Pflichtteil nicht zur Gänze deckt, sprechen wir von einem "Pflichtteilsergänzungsanspruch".

Dieser Anspruch ist nach der derzeitigen Rechtslage grundsätzlich sofort nach dem Tod des Verstorbenen fällig, das heißt die Erfüllung dieses Anspruches kann grundsätzlich sogleich nach dem Tod des Verstorbenen gefordert werden. Diesbezüglich bringt die Erbrechtsreform wesentliche Änderungen:

Die Erfüllung des Pflichtteils(ergänzungs)anspruchs (Geldanspruch) kann frühestens ein Jahr nach dem Tod des Verstorbenen verlangt werden.

Außerdem gibt es nach der künftigen Rechtslage bedeutende Stundungsmöglichkeiten. Von "Stundung" wird dann gesprochen, wenn die Fälligkeit des Pflichtteils(ergänzungs)anspruchs hinausgeschoben werden kann. Dabei ist zu unterscheiden:

a)
Stundung durch letztwillige Anordnung: Der Verstorbene kann die Pflichtteilszahlung innert höchstens 5 Jahren nach seinem Tod oder in Teilbeträgen innerhalb dieses Zeitraumes letztwillig anordnen. Ebenso kann er die Zuwendung eines Vermögenswertes aus dem Nachlass zur Pflichtteilsdeckung auf diesen Zeitraum erstrecken. Eine solche letztwillig angeordnete Stundung muss der Pflichtteilsberechtigte jedoch insoweit nicht akzeptieren, als ihn diese Stundung unter Berücksichtigung aller Umstände unbillig hart träfe; die Interessen und die Vermögenslage des Pflichtteilsschuldners sind ebenfalls angemessen zu berücksichtigen. Hier werden also die berechtigten Interessen
-
einerseits des Pflichtteilsberechtigten (zB seine Armut) und

-
andererseits des Pflichtteilsschuldners (zB die Notwendigkeit des Verkaufes des von ihm bewohnten Wohnhauses bei sofortiger Fälligkeit des Pflichtteils)

gegeneinander abzuwägen sein. Im Streitfall entscheidet hierüber das Gericht.

b)
Pflichtteilsstundung durch gerichtliche Anordnung: Der Pflichtteilsschuldner hat zwei Möglichkeiten, eine gerichtliche Stundung des Pflichtteilsanspruchs zu verlangen:
-
Einerseits kann er bei Gericht beantragen, dass die letztwillig angeordnete Stundung gemäß den Ausführungen im vorstehenden Absatz lit. a) (diese kann höchstens 5 Jahre betragen) wegen besonders berücksichtigungswürdiger Umstände um höchstens weitere 5 Jahre verlängert wird.

-
Wenn eine Pflichtteilsstundung letztwillig nicht angeordnet wurde, kann der Pflichtteilsschuldner die gerichtliche Stundung beantragen, soweit ihn die sofortige Erfüllung des Pflichtteils unter Berücksichtigung aller Umstände unbillig hart träfe. Nach dem Gesetz kann dies insbesondere der Fall sein, wenn der Pflichtteilsschuldner mangels ausreichenden anderen Vermögens die Wohnung, die ihm zur Befriedigung seines dringenden Wohnbedürfnisses dient, oder ein Unternehmen, das seine wirtschaftliche Lebensgrundlage darstellt, bei sofortiger Pflichtteilserfüllung veräußern müsste oder der Fortbestand eines Unternehmens erheblich gefährdet wäre. Die Interessen des Pflichtteilsberechtigten sind jedoch stets angemessen zu berücksichtigen. Das Gericht kann nach dieser Interessensabwägung den Pflichtteilsanspruch auf höchstens 5 Jahre, in besonders berücksichtigungswürdigen Fällen auf höchstens 10 Jahre stunden oder die Zahlung in Teilbeträgen innerhalb dieses Zeitraumes bewilligen.

c)
Verzinsung: In allen Fällen stehen dem Pflichtteilsberechtigten bezüglich des Pflichtteils(ergänzungs)anspruchs die gesetzlichen Zinsen für die Zeit ab dem Tod des Verstorbenen bis zur Erfüllung des Pflichtteils zu. Das sind 4 % pro Jahr.

d)
Durch die Stundungsmöglichkeit können Härtefälle vermieden oder wenigstens gemildert werden. Dies ist insbesondere im Unternehmensbereich von besonderer Bedeutung: Neben den schon bisher zur Verfügung stehenden zahlreichen Gestaltungsmöglichkeiten des Gesellschafts- und Privatstiftungsrechts bietet die Stundung eine weitere Möglichkeit, die "Härte" des Pflichtteilsrechts in berücksichtigungswürdigen Fällen zu mildern. Das ist zu begrüßen.
6.
Das Verhältnis lebzeitiger Zuwendungen zum Pflichtteilsrecht (Pflichtteilsanrechnung)

Wie bereits weiter oben ausgeführt wurde, steht den pflichtteilsberechtigten Personen – das sind die Nachkommen sowie der Ehegatte bzw. eingetragene Partner – eine wertmäßige Mindestquote am Vermögen des Verstorbenen zu (Pflichtteil). Wenn der Verstorbene zu Lebzeiten sein Vermögen zur Gänze oder zu einem erheblichen Teil an einzelne Personen verschenkt, so ginge der Pflichtteilsanspruch der (übrigen) Pflichtteilsberechtigen insoweit ins Leere. Zum Schutz des Pflichtteilsrechtes sind gewisse zu Lebzeiten erfolgte Schenkungen dem Nachlass hinzuzurechnen. Die Pflichtteilsansprüche sind sodann von dieser vergrößerten Berechnungsgrundlage zu ermitteln. Der einzelne Pflichtteilsberechtigte muss sich gewisse Schenkungen, die er selbst vom Verstorbenen erhalten hat, auf seinen Pflichtteil anrechnen, von diesem also abziehen lassen. Im Einzelnen stellt sich die neue Rechtslage wie folgt dar:
In Bezug auf die Hinzurechnung von Schenkungen zum Nachlass unterscheidet das Gesetz zwischen Schenkungen an pflichtteilsberechtigte Personen einerseits und Schenkungen an nicht pflichtteilsberechtigte Personen andererseits. Diese Unterscheidung ist deshalb bedeutsam, da Schenkungen an pflichtteilsberechtigte Personen unbefristet dem Nachlass hinzugerechnet werden, das heißt es ist ohne Bedeutung, ob diese Schenkungen 2, 15 oder 35 Jahre vor dem Tod des Verstorbenen erfolgt sind. Hingegen sind Schenkungen an nicht pflichtteilsberechtigte Personen – zum Beispiel an den Lebensgefährten, an ein Schwiegerkind, an ein Geschwister des Verstorbenen oder überhaupt an fremde Personen – zur Pflichtteilsermittlung dem Nachlass nur hinzuzurechnen, wenn diese Schenkungen innerhalb der letzten 2 Jahre vor dem Tod des Verstorbenen "wirklich gemacht", also erfüllt wurden.

Von dieser vergrößerten Berechnungsgrundlage sind nunmehr die Pflichtteile zu ermitteln. Dabei muss sich ein Pflichtteilsberechtigter, der selbst vom Verstorbenen eine Schenkung erhalten hat, den Wert derselben von seinem Pflichtteil abziehen lassen. In diesem Zusammenhang wird davon gesprochen, dass die Schenkung auf den Pflichtteil "angerechnet" wird.
Von der Hinzu- bzw. Anrechnungspflicht bestehen folgende Ausnahmen:

a)
Von der Hinzu- und Anrechnungspflicht sind Schenkungen ausgenommen, die der Verstorbene

-
aus Einkünften ohne Schmälerung des Stammvermögens,

-
zu gemeinnützigen Zwecken,

-
in Entsprechung einer sittlichen Pflicht (also aus einer gebotenen Dankbarkeit heraus) oder

-
aus Gründen des Anstandes

gemacht hat. Allerdings können der Verstorbene und der Geschenknehmer auch in Bezug auf solche Schenkungen das Gegenteil, also die Hinzu- und Anrechnungspflicht vereinbaren.

b)
Schenkungen, die dem Nachlass hinzuzurechnen sind (und damit die Pflichtteilsbemessungsgrundlage vergrößern), sind jedoch auf den Pflichtteil des Beschenkten insoweit nicht anzurechnen, als der Verstorbene den Erlass dieser Anrechnung letztwillig verfügt oder mit dem Beschenkten schriftlich vereinbart hat.
In Bezug auf Schenkungen des Verstorbenen besteht nach der neuen Rechtslage ein Auskunftsanspruch gegenüber der Verlassenschaft, den Erben und auch dem Geschenknehmer selbst. Dieser Auskunftsanspruch ist nach der derzeitigen Gesetzeslage sehr umstritten und wird von der Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofes bisher nur sehr restriktiv zugestanden. Dies wird sich in Zukunft aufgrund dieser neuen Rechtslage ändern.
Die Bewertung der Schenkung erfolgt in der gleichen Weise wie die Bewertung einer auf den Erbteil anrechnungspflichtigen Zuwendung: Die geschenkte Sache ist auf den Zeitpunkt zu bewerten, in welchem die Schenkung erfüllt wurde. Der Wert ist sodann auf den Todeszeitpunkt nach einem von der Statistik Austria verlautbarten Verbraucherpreisindex anzupassen. Diese Bewertungsvorschrift hat den Vorteil, dass sie relativ einfach und klar anzuwenden ist. Allerdings führt sie zu Konsequenzen, die für den Beschenkten positiv, für die (übrigen) Pflichtteilsberechtigten jedoch sehr nachteilig sein können: Wenn der Verstorbene beispielsweise einem seiner Kinder ein im Flächenwidmungsplan als "Freifläche-Landwirtschaft" ausgewiesenes Grundstück schenkt und dieses Grundstück nach der Schenkung, jedoch vor dem Tod des Verstorbenen in Baufläche umgewidmet wird, so kann dies bedeuten, dass der Wert 30 Mal höher ist als der ursprüngliche Wert des landwirtschaftlich gewidmeten Grundes. Dagegen kann auch die Valorisierung nach dem Verbraucherpreisindex nicht wirklich Abhilfe schaffen. Dies bedeutet, dass lediglich der seinerzeitige Wert des Landwirtschaftsgrundes mit Valorisierung auf den Todestag dem Nachlass hinzugerechnet und sich der Beschenkte nur diesen Wert von seinem Pflichtteil abziehen lassen muss, obwohl er im Todeszeitpunkt des Verstorbenen ein Vielfaches dieses Wertes besitzt.

Es ist selbstredend, dass diese Fallkonstellation für die (übrigen) Pflichtteilsberechtigten sehr nachteilig ist. Nach der derzeitigen Gesetzeslage und der einschlägigen Judikatur des Obersten Gerichtshofes erfolgt die Bewertung der Schenkung nach den Wertmaßstäben zum Todestag des Verstorbenen: Im geschilderten Fall wäre also die Bewertung als Baufläche maßgeblich.

Die neue Rechtslage wird der Beschenkte begrüßen, die (übrigen) Pflichtteilsberechtigten werden sie in bestimmten Fallkonstellationen als ungerecht empfinden. Die neue Regelung ist Ausfluss einer rechtspolitischen Entscheidung, die kritisch hinterfragt werden kann, jedoch als Gesetzesnorm zu akzeptieren ist.

Wenn die nach Hinzu- und Anrechnung von Schenkungen ermittelten Pflichtteilsansprüche im vorhandenen Nachlassvermögen nicht gedeckt sind, haften die Beschenkten im Verhältnis der erhaltenen Schenkungen für den Fehlbetrag. Ein Beschenkter kann jedoch die Schenkung jedenfalls in Höhe seines eigenen Pflichtteils behalten, er muss sich also nur mit dem Mehrbetrag seiner Schenkung an der Erfüllung der Pflichtteilsansprüche der übrigen Pflichtteilsberechtigten beteiligen. Wenn der Geschenknehmer die zugewendete Sache oder ihren Wert nicht mehr besitzt oder sich der Wert vermindert hat, haftet er mit seinem gesamten Vermögen, soweit er diesen Verlust unredlich zugelassen hat.

Beispiele:
· Der Erbe hinterlässt seine Ehegattin sowie zwei Kinder (A und B). Sein Nachlass beträgt EUR 500.000,--. Dem Kind A hat der Verstorbene eine Schenkung mit einem Wert zum Todestag von EUR 160.000,-- zugewendet. Testamentarische Alleinerbin ist die Ehegattin. Die Pflichtteilsansprüche unter Berücksichtigung der lebzeitigen Schenkung ermitteln sich wie folgt:

Der gesetzliche Erbteil der Ehegattin und der beiden Kinder beträgt je 1/3, die Pflichtteilsquote entspricht somit je 1/6. Dem Nachlass ist die Schenkung an A hinzuzurechnen, sodass die Pflichtteilsbemessungsgrundlage (EUR 500.000,-- + EUR 160.000,--) EUR 660.000,-- beträgt. 1/6-Anteil davon sind EUR 110.000,--. Das Kind A muss sich die Schenkung auf den eigenen Pflichtteil anrechnen lassen, sodass A kein Pflichtteilsanspruch mehr zusteht (dieser ist durch die Schenkung zur Gänze gedeckt). Das Kind B hat einen Pflichtteilsanspruch in Höhe von EUR 110.000,--, der aus dem Nachlass zu begleichen ist. Der Ehegattin des Verstorbenen verbleibt nach Erfüllung dieses Pflichtteilsanspruches (EUR 500.000,-- - EUR 110.000,--) also ein Wert von EUR 390.000,--, somit ist auch der Pflichtteil der Ehegattin aus dem verbleibenden Nachlass weiterhin zur Gänze gedeckt.

· Der Erblasser hinterlässt vier Kinder (A, B, C und D). Das noch vorhandene Nachlassvermögen hat einen Wert von EUR 50.000,--. Der Verstorbene hat zu Lebzeiten dem Kind A eine Schenkung mit einem Wert zum Todestag von EUR 300.000,-- und dem Kind B eine Schenkung mit einem Wert zum Todestag von EUR 50.000,-- zugewendet. Zu Erben bezüglich des noch vorhandenen Nachlassvermögens hat der Verstorbene seine beiden Kinder C und D zu gleichen Teilen berufen. Die Pflichtteile ermitteln sich wie folgt:
Auszugehen ist vom vorhandenen Nachlassvermögen in Höhe von EUR 50.000,--. Hinzuzurechnen sind die beiden Schenkungen von EUR 300.000,-- (A) und EUR 50.000,-- (B), sodass die Pflichtteilsbemessungsgrundlage EUR 400.000,-- beträgt (EUR 50.000,-- [Nachlassvermögen] + EUR 300.000,-- [Schenkung an Kind A] + EUR 50.000,-- [Schenkung an Kind B] = EUR 400.000,--). Der gesetzliche Erbteil der Kinder beträgt je 1/4, die Pflichtteilsquote entspricht somit je 1/8. 1/8 der Pflichtteilsbemessungsgrundlage (EUR 400.000,--) beträgt EUR 50.000,--. Somit stehen den Kindern folgende Pflichtteilsansprüche zu:
-
Das Kind A ist durch die erhaltene Schenkung von EUR 300.000,-- im Pflichtteil voll abgefunden.

-
Dasselbe gilt für das Kind B, welches eine Schenkung exakt in der Höhe des eigenen Pflichtteils erhalten hat und somit ebenfalls pflichtteilsrechtlich abgefunden ist.

-
Die Kinder C und D erben gemeinsam den vorhandenen Nachlass von EUR 50.000,--, also je EUR 25.000,--. Sie sind daher um je EUR 25.000,-- im Pflichtteil verkürzt. Diese Verkürzung des Pflichtteils haben grundsätzlich die Beschenkten auszugleichen: Da jedoch jeder Beschenkte die Schenkung in Höhe seines eigenen Pflichtteils behalten darf, muss in diesem Fall B zur Pflichtteilserfüllung gegenüber C und D nichts beitragen, da die Schenkung an B lediglich seinen eigenen Pflichtteil gedeckt hat. Also sind die Pflichtteilsergänzungsansprüche von C und D in Höhe von je EUR 25.000,-- zur Gänze vom Beschenkten A zu erfüllen. Wenn dieser an C und D je EUR 25.000,--, insgesamt also EUR 50.000,-- leistet, verbleiben ihm von der Schenkung immer noch EUR 250.000,--, was den Pflichtteil von A bei Weitem abdeckt.

V. Inkrafttreten

Die geänderten erbrechtlichen Bestimmungen des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches treten grundsätzlich mit 1. Jänner 2017 in Kraft. Sie sind also anzuwenden, wenn der Verstorbene nach dem 31. Dezember 2016 verstorben ist. Die neuen Formvorschriften gelten für letztwillige Verfügungen, die nach dem 31. Dezember 2016 errichtet wurden.

Univ.-Doz. Dr. Manfred Umlauft, Notar in Dornbirn und
Universitätsdozent für Bürgerliches Recht an der

Juridischen Fakultät der Universität Innsbruck
V.   Europäische Erbrechtsverordnung

Innerhalb der Europäischen Union besteht eine große Vielfalt an erbrecht​lichen Regelungen. Diese beruhen auf jahrhundertelangen Traditionen und weichen – je nach dem, ob die jeweilige Rechtsordnung das Prinzip der Testierfreiheit oder aber das Prinzip einer gebundenen Familienerbfolge für wichtiger erachtet – erheblich voneinander ab. Berührt ein Erbfall mehrere Rechtsordnungen, etwa weil der Erb​lasser ausländischer Staatsbürger war und/oder Vermögen im Ausland hinterlässt, können sich schwierige Rechtsfragen ergeben. 

Während Verlassenschaftsverfahren, in welchen ein Auslandsbezug gegeben ist, früher eher selten waren, ist deren Zahl aufgrund der unbeschränkten Mobilität von EU-Bürgern innerhalb der Europäischen Union in letzter Zeit immer stärker gestiegen. Aufgrund der damit verbundenen Schwierigkeiten sah sich der Euro​päische Gesetz​geber schließlich veranlasst, eine europaweit geltende Regelung zu treffen. Die von ihm geschaffene Europäische Erbrechtsverordnung (EuErbVO) ent​faltet am 17.8.2015 ihre volle Wirkung und regelt ab diesem Zeitpunkt in fast allen EU-Mit​glied​staaten die Behördenzuständig​keit, das anzu​wendende Recht und die Aner​kennung und Voll​streckung von ausländischen Ent​scheidungen und öffentlichen Urkunden. Zudem führt sie ein einheitliches Europäisches Nachlasszeugnis ein. Sie vereinfacht die bisher schwierigen Erbfälle mit Auslandsbezug und ist daher durchaus begrüßenswert. Freilich wirft ihre Umsetzung im Inland auch neue Fragen auf, die es künftig zu lösen geben wird. Die grundle​gend​sten Ände​rungen werden nachfolgend angeführt und durch Beispiele verbild​licht:

1. Die Behördenzuständigkeit zur Verlassenschaftsabhandlung richtet sich künftig einheitlich in allen Mitgliedstaaten, in welchen die EuErbVO gilt, grundsätzlich nach dem letzten gewöhnlichen Aufenthalt des Erblassers. Außerdem ist in Hinkunft grundsätzlich das Erbrecht jenes Staates maßgeblich, in welchem der Verstorbene seinen letzten gewöhnlichen Aufenthalt hatte. 

Beispiele:

· Der Verstorbene war deutscher Staatsbürger mit gewöhnlichem Aufenthalt in Dorn​birn und hinterlässt neben Vermögen in Österreich auch ein Baugrundstück in Deutschland, ein Ferienhaus in Mallorca und ein Bankkonto in der Schweiz. Während nach alter Rechtslage hier noch mehrere Gerichte in mehreren Staaten zuständig waren, die je nach Rechtsordnung auch unterschiedliche Erbrechts​ordnungen zur Anwendung gebracht haben, ist nach der EuErbVO nur mehr ein einziges Gericht zur Abwicklung des sich wo immer befindlichen Nach​​​​lass​​ver​mögens zuständig, gegen​ständlich also ein österreichisches Gericht (Behörde am letzten gewöhnlichen Auf​ent​halt des Erblassers). Gleich​zeitig wendet dieses österreichische Gericht für die Beurteilung des Über​gangs aller Nachlassgegenstände auf die Erben auch nur eine einzige Erb​rechtsordnung an. Diese bestimmt sich ebenso nach dem letzten ge​wöhn​​lichen Aufenthalt des Erblassers. In diesem Beispiel ist daher nunmehr grund​sätzlich nicht mehr wie bisher das deutsche Erbrecht (Staatsangehörigkeit), sondern vielmehr das österreichische Erbrecht (gewöhnlicher Aufenthalt) anzuwenden. 

·  Der Verstorbene war österreichischer Staatsbürger und hat ca. 10 Jahre vor seinem Tod seinen letzten gewöhnlichen Aufent​halt nach Südfrankreich verlegt, um dort gemeinsam mit seiner Ehegattin die Pension zu genießen. Er hinterlässt neben Bankguthaben in Frankreich auch beträchtliches Liegenschaftsvermögen in Öster​reich. Zuständig ist ein französisches Gericht, welches für die Beurteilung der Erbfolge grundsätzlich franzö​si​sches Erbrecht anwendet.

Der Europäische Gesetzgeber erhofft sich davon eine wesentliche Vereinfachung des Verlassenschaftsverfahrens, da das zuständige Verlassenschaftsgericht künftig in Fällen wie den angeführten nicht mehr ein ihm fremdes Recht, sondern das eigene, vertraute Recht anwenden kann. Gleichzeitig werden durch die Verhinderung mehrerer, teilweise parallel laufender Nachlassverfahren in verschiedenen Staaten Wider​sprüche verhindert. Wer hingegen nicht will, dass durch die Verlagerung seines gewöhnlichen Aufent​halts ins Ausland das Recht seiner Staatsangehörigkeit ver​drängt wird, hat die Möglichkeit eine Rechtswahl treffen. 

2.
Stichwort "Rechtswahl": Es steht also jedem weiterhin frei, sich gegen die Anwen​dung des Aufenthaltsrechtes zu "wehren" und indes eine Rechtswahl zu Gunsten des Erbrechts des Staates seiner Staatsangehörigkeit zu wählen. Eine solche Rechtswahl muss jedoch in einer formgültigen letztwilligen Verfügung erfolgen, andernfalls sie keine Wirkung entfalten kann. Gleichzeitig besteht bei Vorliegen einer Rechtswahl (unter anderem) auch die Möglichkeit der Erben, eine Gerichtsstandsvereinbarung zu treffen und damit ein Gericht in jenem Staat zuständig zu machen, zu Gunsten dessen der Erb​lasser eine Rechtswahl getroffen hat. 

Beispiel: 

Der im vorherigen Beispiel angeführte, in Südfrankreich verstorbene österreichische Staatsbürger kann noch zu Lebzeiten in einer letztwilligen Verfügung eine Rechtswahl zu Gunsten des österreichischen Rechts treffen. Dennoch wäre grundsätzlich ein französisches Gericht zur Nachlassabwicklung zuständig. Ist es hingegen der Wunsch der Erben, dass ein österreichisches Gericht das Nachlass​ver​fahren durchführt, haben sie die Möglichkeit, durch eine Gerichtsstands​vereinbarung das öster​reichische Gericht zuständig zu machen. 

3.
Die EuErbVO vereinfacht zudem den Nachweis der Erbenstellung im Ausland, da sie die Anerkennung und Annahme von innerhalb der EU ergangenen Entscheid​ungen und errichteten öffentlichen Urkunden erleichtert und zudem ein einheitliches Europä​isches Nachlass​zeugnis einführt, das von allen Mitgliedstaaten anerkannt werden muss. Bei Letzterem handelt es sich um einen besonderen Erb​nach​weis, der auch noch weitere Rechte von am Nachlassverfahren beteiligten Personen doku​mentieren kann. 
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